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Frank Eyhorn
Der Umweltwissenschaftler  
berät die Schweizer Entwicklungs­
organisation Helvetas in Sachen  
nachhaltige Landwirtschaft. Er  
ist Vizepräsident des Weltbiover­
bandes IFOAM und selber Imker. 

In praktisch jedem Nahrungsmittel befinden sich 
Rückstände von Pestiziden. Auch im Honig, wie 
der Artikel im «Tages-Anzeiger» vom 6. Oktober 
darlegt. Behörden und Vertreter der Agrarche-
mie reagieren auf solche Meldungen meist be-
schwichtigend: Für den Menschen bestehe keine 
Gefahr, sofern die Konzentration der Pestizid-
rückstände unter den festgelegten Grenzwerten 
liege. Die Festlegung dieser Grenzwerte berück-
sichtigt aber nicht, wie sich Pestizide – auch in 
geringer Konzentration – langfristig auf Mensch 
und Natur auswirken. Ganz zu schweigen von der 
kombinierten Wirkung verschiedener Pestizide. 
Beides lässt sich auch nicht so leicht nachweisen. 
Kein Grund zur Sorge also? Keineswegs.

Jährlich werden weltweit 3,5 Millionen 
Tonnen Pestizide eingesetzt, Substanzen, die 
einzig dazu entwickelt wurden, unerwünschte 
Organismen zu schädigen. Die Mitarbeitenden 
von Helvetas erfahren in ihrer Arbeit immer 
wieder, wie sich Pestizide in Entwicklungslän-
dern gravierend auf die Gesundheit von Bauern 
und Bäuerinnen und auf die Umwelt auswirken. 
In Laos hat der Herbizideinsatz bei Mais und 
Bananen ganze Landstriche schwer geschädigt.

Auch in der Schweiz werden jährlich 
2200 Tonnen Pestizide in der Landwirtschaft 
eingesetzt. Bei den Neonikotinoiden weiss man, 
dass sie sich bereits in geringsten Konzentratio-
nen negativ auf Immunabwehr, Fruchtbarkeit, 
Orientierung und Gedächtnisleistung der Bienen 
auswirken. Bienen sind gut erforscht und einfach 
zu untersuchen. Beim Menschen ist es ungleich 
schwieriger, Zusammenhänge zwischen 
Pestizidaufnahme und langfristigen gesundheitli-
chen Wirkungen zu analysieren. Epidemiologi-
sche Studien deuten aber darauf hin, dass 
exponierte Bevölkerungsgruppen ein erhöhtes 
Risiko für Erkrankungen wie Krebs, Diabetes und 
Parkinson sowie für Entwicklungs-, Immun- und 
Fruchtbarkeitsstörungen aufweisen. 

Es geht auch beinahe ohne Chemie
Nachdenklich stimmt auch, dass immer wieder 
Wirkstoffen die Zulassung aufgrund neuer Er-
kenntnisse entzogen werden muss. Die Krux 
dabei: Bis die schädliche Wirkung eines Mittels 
ausreichend wissenschaftlich belegt ist und der 
Gesetzgeber reagiert, hat die Agrarchemie be-
reits einen scheinbar unbedenklichen Ersatz auf 
den Markt gebracht. So wurden auch die Neo
nikotinoide in den 90er-Jahren als besonders 
risikoarm angepriesen – bis man zum Schluss 
kam: Doch nicht so harmlos. Konsumenten- und 
Umweltorganisationen fordern deshalb Massnah-
men, um den Pestizideinsatz deutlich zu reduzie-
ren. Dies entspricht dem Vorsorgeprinzip.

Ein substanzieller Anteil der eingesetzten 
Pestizide ist für den Schutz der Anbaukulturen 
gar nicht nötig und könnte dank sorgfältiger 
landwirtschaftlicher Praktiken und nicht 
chemischer Methoden ohne Ertragseinbussen 
weggelassen werden. Auch ein weitgehender 
Verzicht auf chemisch-synthetische Pflanzen-
schutzmittel ist machbar, wie die Praxis des 
Biolandbaus zeigt. Würde die Forschung 
vermehrt in die Entwicklung von Alternativen 
investieren, liesse sich die derzeit noch 
bestehende Ertragslücke weiter schliessen. 

Dazu braucht es aber politischen Willen. Der 
jüngst vom Bundesrat verabschiedete nationale 
«Aktionsplan Pflanzenschutzmittel» zeigt, dass 
dieser nicht wirklich vorhanden ist. Die 
Forderungen zahlreicher Organisationen aus 
Landwirtschafts-, Trinkwasserversorger-, Gewäs-
serschutz-, Umwelt-, Gesundheits- und 
Konsumentenkreisen sind in der Endfassung 
kaum berücksichtigt. Die wenig ambitionierten 
Reduktionsziele hat der Bundesrat auf Druck der 
Agrarindustrie weiter abgeschwächt. 

Dabei sind die Erwartungen der Konsumen-
tinnen und Konsumenten klar: Sie wollen 
weniger Agrarchemie in Nahrung und Umwelt 
– nicht nur, aber auch wegen der Bienen.
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Nicht nur für 
Bienen schädlich

Zeit, dass wir aufhorchen. Hinschauen. Nach 
China. Dort entsteht gerade etwas, was wir so 
noch nicht kannten. Die Kommunistische Partei 
krönt ihren Parteichef Xi Jinping zum Kaiser und 
erfindet so die Diktatur neu. In bewusster Kon-
kurrenz zu den Systemen des Westens. Das hat 
gewaltige Implikationen für alle Demokratien.

Xi Jinping hat beim Parteitag der KP in Peking 
diese Woche seine Vision vorgestellt. Er hat ein 
Land gezeichnet, das bis zum Jahr 2050 als 
«starke Macht» in der Lage ist, die Welt anzufüh-
ren. Eine Partei, die uneingeschränkt dieses Land 
beherrscht. Die Partei dankt Xi ihre neue Stärke, 
indem sie ihn in das Pantheon ihrer grossen 
Denker aufnimmt. Eine seltene Ehre.  

An Xis Losung vom «Neuen Zeitalter des 
Sozialismus chinesischer Prägung» ist zumindest 
eines zutreffend: China tritt tatsächlich in ein 
neues Zeitalter. Nach der Ära Mao Zedong und 
der Ära Deng Xiaoping beschert die KP dem Land 
nun die Ära Xi Jinping. Nicht dass Xi dieser Partei 
etwas Wesensfremdes aufdrücken würde, eher 
im Gegenteil: Er exekutiert ihre geheimsten 
Wünsche mit einer verblüffenden Wucht.

Wohlstand bringt keine Demokratie
Der Westen darf sich nun endgültig von jenem 
Wunschdenken verabschieden, das ein weiser 
Autor schon vor Jahren als «Chinafantasie» ent-
larvte: die Vorstellung, dass wirtschaftliche 
Öffnung und wachsender Wohlstand eine politi-
sche Liberalisierung Chinas mit sich bringen 
würden. Wandel durch Handel. Das war vielen 
lange Zeit – wider alle Evidenz – eine beruhigende 
Vorstellung. Immerhin: Im Unterbauch des Lan-
des und auch der Partei hatte es stets Reformströ-
mungen gegeben, Debatten, Experimente, Tabu-
brecher. In Xi Jinpings China ist das nicht länger 
so: Er hat sie alle trockengelegt, die nichtorthodo-
xen Strömungen. Zuchtmeister Xi tritt an, das 
Gegenteil zu beweisen, dass eine Autokratie viel 
besser geeignet ist, ein Land wie China gross und 
mächtig zu machen. Ja, dass es zur Verwirkli-
chung seines «chinesischen Traums» ihrer gera-
dezu bedarf, der starken Diktatur der Partei.

Xi macht Schluss mit der Öffnungspolitik Deng 
Xiaopings. Sein China ist nicht länger ein Staat, 
der dem wirtschaftlichen Erfolg alles unterord-
net, im Zentrum steht die politische Kontrolle. 
Seine Partei ist keine mehr, die Aufgaben abgibt, 

an den Staat, an die Unternehmen, an NGOs. 
Jedes Fleckchen China soll ihr wieder gehorchen.

Xi hat die wachsende Meinungsvielfalt wieder 
erstickt und grossen Teilen der Zivilgesellschaft 
den Garaus gemacht. Manche sagen schon, China 
verwandle sich in ein «Nordkorea light». Genährt 
wird dieser Eindruck von Bildern aus Kindergär-
ten, wo Vierjährige stramm im Kreis sitzend Xis 
dreieinhalbstündige Parteitagsrede verfolgen, 
und von der Propaganda, die berichtet, Xis 
Weisheiten würden nun auch in ihrer albani-
schen Übersetzung gefeiert.

Es ist also ein Zurück mit grossen Schritten zu 
beobachten. Eine Re-Ideologisierung und 
Rhetorik, die manchen zu dem Vergleich mit Mao 
verführen, ein Vergleich, der hinkt: Xi ist 
Kontrollfetischist, Mao liebte das Chaos. Doch es 
stimmt, zwei Experimente aus Maos Erbe erleben 
ein Comeback: die Gedankenkontrolle durch den 
Parteiapparat und ihr Versuch, einen neuen 
Menschen zu formen. Bloss glaubt die KP diesmal 
viel bessere Chancen zu haben: Chinas Diktatur 
gewährt sich gerade ein Update mit den 
Instrumenten des 21. Jahrhunderts. 

Sie marschiert mit Riesenschritten in die 
Zukunft, setzt auf Big Data und künstliche 
Intelligenz. Sie glaubt, den perfekten Überwa-
chungsstaat schaffen zu können. Noch besser: 
einen, dem man die Überwachung nicht einmal 
ansieht, weil er sie in die Leben und Köpfe der 
Untertanen selbst verpflanzt. Dieses neue China 
soll kein riesiges Militärlager sein wie noch bei 
Mao, eher eine bunt aussehende Mischung aus 

George Orwells «1984» und Aldous Huxleys 
«Schöner neuer Welt», wo sich die Überwachung 
ganz von alleine ergibt. Das «Soziale Bonitätssys-
tem» wird von 2020 an jeden Chinesen für jede 
seiner Handlungen in Echtzeit mit Pluspunkten 
belohnen oder mit Punktabzug bestrafen. So soll 
es den funktionierenden, gefügigen Untertanen 
schaffen, der sich stets vorbeugend selbst 
zensiert und sanktioniert.

Europa muss seine Naivität ablegen
Hätte Xis KP Erfolg mit ihren Plänen, es wäre die 
Rückkehr des Totalitarismus im digitalen Ge-
wande. Kann das funktionieren in einem Land, 
dessen Gesellschaft so vielfältig ist wie nie zuvor? 

Die KP steht vor gewaltigen Herausforderun-
gen, die Spaltung des Landes in Arm und Reich 
ist nur eine davon. Und Xis neue Autokratie birgt 
ihre eigenen Risiken: Sie macht ein bisher 
erstaunlich flexibles System wieder rigide und 
unempfänglich für Kritik und neue Ideen. Sie 
schafft ihm Feinde und Rachegelüste in den 
eigenen Reihen. Xi weiss um die Probleme. Auch 
deshalb schenkt er seinem Volk die nationale 
Grossmachtsfantasie. Und einen neuen ideologi-
schen Feind: den Westen. Von allen Wegen, die 
Nation zu einen, sind das die billigsten.

Es sind auch die, die dem Westen am meisten 
zu denken geben sollten. Nach Jahren in der 
Defensive propagiert die KP unter Xi wieder die 
Überlegenheit ihres Systems. Die Selbstdemon-
tage der USA unter Donald Trump ist ihr ein 
Gottesgeschenk. Gut möglich, dass China in 
Teilen der Welt für seine Diktatur 2.0 einen Markt 
findet. Nein, in einem neuen Kalten Krieg sind 
wir noch lange nicht, aber der Wettbewerb der 
Systeme, er ist wieder da. Und Europa muss sich 
ihm stellen. Die liberalen Demokratien müssen 
eine Stimme finden dem neuen China gegenüber. 

Natürlich soll man mit China auch in Zukunft 
kooperieren, egal ob beim Nordkoreaproblem 
oder beim Klimawandel. Aber die Europäer 
müssen das tun in Kenntnis um die innere 
Verfasstheit des Landes und dessen mögliche 
Absichten. Es ist höchste Zeit, dass Europa seine 
Ignoranz und seine Naivität ablegt. Und dass es 
sich nicht mehr auseinanderdividieren lässt. Die 
grösste Herausforderung für die Demokratien des 
Westens in den kommenden Jahrzehnten wird 
nicht Russland, es wird China sein.

Nordkorea light
Unter Xi Jinping propagiert China die Einparteiendiktatur als überlegenes 
politisches Modell. Das funktioniert auch dank neuster Technik. Von Kai Strittmatter

Militärparade in China: Bis 2050 will das Land die Welt anführen, zu Hause sollen sich die Bürger selber disziplinieren. Foto: China Daily CDIC (Reuters)
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«Der Wettbewerb  
der Systeme, er  
ist wieder da.»
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